
Karl Kaufmann, Victor Lutze und der Reichsbahnangestellte Erich 
Koch. Alle drei standen damals am Anfang ihrer politischen Karriere 
und bekleideten nach 1933 als treue Gefolgsleute Adolf Hitlers hohe 
Ämter im NS-Staat. Kaufmann wurde „Reichsstatthalter“ in Hamburg 
und Lutze oberster SA-Führer. Koch stieg zum mächtigen Gauleiter 
von Ostpreußen auf und wurde 1941 zum „Reichskommissar“ für  
die von Nazi-Deutschland besetzte Ukraine ernannt. Dort war er u.a. 
maßgeblich am Judenmord und an der Verschleppung von ukraini-
schen Zwangsarbeitern und Zwangsarbeiterinnen beteiligt.  

 
Karl Kaufmann, ein radikaler Judenhasser, saß seit 
1928 für die NSDAP im preußischen Landtag. Dort  
offenbarte er seine Mitwirkung an terroristischen  
Aktivitäten beim „Ruhraufstand“: 
„Damals, im Jahre 1923, haben in meiner Heimat-
stadt Elberfeld 4 Waggons des Reichsverkehrsmini-
steriums gestanden. In diesen Waggons wohnten  
Ingenieure, die die Aufgabe zugewiesen erhalten 
hatten, Sprengkommandos für den Ruhrabwehr-
kampf zu organisieren. Ich selbst habe damals die 
Sprengladungen von diesen Reichsbahningenieuren 
in Empfang genommen. Diese Ladungen hat damals 
das Reichsverkehrsministerium in Form von Bau-
klötzen verpackt und wir waren dumm genug, um 
diese Sprengaufträge des Ministeriums auszuführen 
[…].“ 

 
Der wohl ‚prominenteste‘ Saboteur bei der Ruhrbesetzung 1923 war 
Albert Leo Schlageter. Als Stosstruppführer der O.H., die auch vor 
Mord an Besatzungssoldaten und französischen „Spitzeln“ nicht  
zurückschreckte, bezog er seine Instruktionen aus Elberfeld. Nach  
diversen Sprengstoffanschlägen wurde er verhaftet, von einem fran-
zösischen Militärgericht verurteilt und im Mai 1923 in Düsseldorf 
standrechtlich erschossen. Schlageters Tod löste in ganz Deutsch-
land parteiübergreifend Empörung aus, oft mit extrem nationalisti-
scher Tendenz. Seine Leiche wurde nach Elberfeld gebracht, wo am 
8. Juni in der Stadthalle eine große Trauerfeier für den Rechtsterrori-
sten stattfand. Schlageters Sarg bedeckte die alte Reichskriegsflagge, 
in der Weimarer Republik das Symbol der rechtsradikalen und demo-
kratiefeindlichen Kräfte. Die Initiative dazu ging von lokalen NSDAP-
Aktivisten wie Kaufmann und Koch aus. Zum Eklat kam es, als ein 
vom Düsseldorfer Regierungspräsidenten gestifteter Kranz mit den 
Worten „Annahme verweigert. Zur Verwendung [beim] Begräbnis 
der deutsch-jüdischen Republik“ zurückgewiesen wurde. Es entstand 
damals auch im Wuppertal ein regelrechter Kult um den Terroristen, 
den vor allem völkisch-nationale Kreise nutzten. Dazu passt, dass 
schon1927 in der Elberfelder Südstadt das erste Schlageter-Denkmal 
Deutschlands enthüllt wurde.  
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Bahnhof und Reichsbahndirektion aus 
der Vogelperspektive,1928. 
 
Soldat, Freikorpskämpfer und Rechts-
terrorist: Albert Leo Schlageter  
(1894–1923) wurde auch im Wupper-
tal als nationaler Held verehrt.



 
 

Wilhelm Kleinmann (1876–1945), in Barmen geboren 
und aufgewachsen, begann seine berufliche Laufbahn 
als Bauingenieur bei der Kgl. Eisenbahndirektion in 
Elberfeld. Schon Anfang der 1920er Jahre suchte er 
den Kontakt zur NSDAP. Von 1923 bis 1933 war er 
Leiter der Reichsbahn-Generalbetriebsleitung West in 
Essen. Seit 1933 fungierte er als ständiger Vertreter 
von Julius Dorpmüller und als Verbindungsmann  
zur Hitler-Regierung. Kleinmann war für die Personal-
politik des Unternehmens verantwortlich und bis 
1942 als „leitender“ Staatssekretär im Reichsverkehrs-

ministerium auch maßgeblich in die Organisation der Judendeportationen 
einbezogen. Nach Kriegsende 1945 blieb er verschollen und wurde für 
tot erklärt.    
 

 
Julius Dorpmüller (1869–1945) wurde in Elberfeld 
an der Wolkenburg Nr. 28 geboren. Nach dem Studi-
um begann er seine berufliche Laufbahn bei der 
preußischen Staatseisenbahn. Von 1907–1917 stand 
der Bauingenieur im chinesischen Eisenbahndienst. 
Ab 1920 machte der politisch deutschnational ein- 
gestellte Dorpmüller schnell Karriere und amtierte 
von 1926 bis 1945 als Generaldirektor der Deutschen 
Reichsbahn Gesellschaft. Trotz anfänglicher Vorbehalte 
von SA und NSDAP blieb der populäre Elberfelder 

nach Hitlers Machtantritt im Amt und wurde 1937 – in Personalunion – 
zum Reichsverkehrsminister ernannt. Die nationalsozialistische Rassen- 
und Aufrüstungspolitik setzte er im Staatsunternehmen Reichsbahn 
konsequent um. 1939 ehrte ihn die Reichsbahndirektion Wuppertal mit 
einer Büste, die noch bis 2007 im dortigen Sitzungszimmer ausgestellt 
war. Die Umbenennung der Straße „Wolkenburg“ in „Dorpmüllerstraße“ 
im Jahr 1939 wurde auf Initiative u.a. des Wuppertaler Jugendrings im 
Mai 1984 durch den Rat der Stadt wieder rückgängig gemacht. 

Die Trauerfeier für Schlageter geriet auch im 
Wuppertal zur nationalen Kundgebung über 
Parteigrenzen hinweg.

Nicht viel Wert! Gutschein der Reichsbahndirektion 
Elberfeld aus dem Inflationsjahr 1923. (Slg. Holger 
Schmidt)



Wuppertaler an der Reichsbahnspitze  
 
 

ie Reichsbahn, seit 1924 als „Deutsche Reichsbahn Gesell-
schaft“ (DRG) eine eigenständige Betriebsform, begrüßte 

1933 den Machtantritt Hitlers nahezu uneingeschränkt. 1937 
wurde sie mit rd. 600.000 Beschäftigten ein reines Staatsunterneh-
men - und damit zu einem willfährigen Helfer bei der Umsetzung 
nationalsozialistischer Politik. An seiner Spitze standen zwei erfahrene 
Eisenbahnexperten mit Wurzeln im Wuppertal: Julius Dorpmüller, 
seit 1926 Generaldirektor der DRG und ab 1937 zugleich Reichs-
verkehrsminister und Wilhelm Kleinmann, sein langjähriger  
Stellvertreter und Erster Staatssekretär. In Ihnen verband sich das 
deutschnationale Denken der alten Funktionseliten aus Kaiserreich 
und Republik mit dem unbedingten Herrschafts- und Gestaltungs-
willen der NSDAP. Schon kurz nach Hitlers Ernennung zum 
Reichskanzler verkündete Dorpmüller: „Die nationale Regierung 
hat die Geschicke Deutschlands in die Hand genommen. Beim 
Wiederaufbau des Deutschen Reiches kann sie mit der bereitwilligen 
Mitarbeit der Deutschen Reichsbahn rechnen.“ Nur ein Jahr später 
ließ Dorpmüller alle „im Dienst befindlichen“ Beamten den Treueeid 
auf den „Führer und Reichskanzler“ Adolf Hitler schwören.   
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Der Vorstand der Deutschen Reichsbahn 
Gesellschaft 1934 mit Julius Dorpmüller (mi.) 
und Wilhelm Kleinmann (2.v.re.).

Propagandistische Werbekampagne der 
Deutschen Reichsbahn im Kriegsjahr 1942.



Das Staatsunternehmen verfolgte von Beginn an eine strikt anti-
jüdische Personalpolitik, die maßgeblich von Wilhelm Kleinmann 
verantwortet wurde. „Alte Kämpfer“ der NSDAP sollten bevorzugt 
eingestellt, jüdische und republiktreue Reichsbahnbeamte dagegen 
schrittweise aus dem Dienst gedrängt werden. Die pseudolegale 
Grundlage bot das „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums“ von April 1933, mit dem man „nichtarische“ oder  
„politisch unzuverlässige“ Beamte versetzen oder entlassen konnte.  
Mit den diskriminierenden Nürnberger Rassegesetzen von 1935 
entledigte sich der NS-Staat dann endgültig der wenigen noch 
verbliebenden Beamten jüdischer Herkunft. Dies betraf auch den 
Reichsbahndirektor Paul Levy (1876–1943), der u.a. als Ingenieur 
im Nahen Osten wertvolle Erfahrungen beim Bau der „Hedschas-
bahn“ von Damaskus bis zum muslimischen Pilgerort Medina 
gesammelt hatte. Levy war Ende 1933 nicht gleich entlassen,  
sondern zunächst von der Direktion Altona zur Reichsbahndirektion 
Wuppertal versetzt und zum Dezernenten herabgestuft worden. 
Ende 1935 musste er dann zwangsweise in den Ruhestand gehen. 
Die Eheleute Paul und Charlotte Levy zogen von Elberfeld nach 
Berlin um, von wo sie Anfang 1943 mit einem „Sonderzug“ der 
Reichsbahn nach Auschwitz deportiert und kurz nach ihrer 
Ankunft getötet worden sind. 

azu in scharfem Kontrast steht die Karriere 
von Ludwig Röbe, Direktionspräsident in 

Wuppertal von 1937 bis 1945. Noch bis 2022 
zierte sein Portrait die im Sitzungszimmer der 
Direktion präsentierte „Ahnengalerie“ seiner 
Vorgänger und Nachfolger. Als 1938 Österreich 
mit überwältigender Zustimmung seiner Be-
völkerung von Deutschland annektiert wurde, 
wurde Röbe von Reichsverkehrsminister Dorp-
müller nach Wien entsandt. Dort verantwortete 
er kommissarisch die politisch-organisatorische 
Übernahme und „Gleichschaltung“ der österrei-
chischen Bundesbahnen mit der Reichsbahn. 
Umgehend setzte er dort die judenfeindlichen 
Maßnahmen im Personal- und Beförderungswesen um. So wurden 
seit 1938 kinderreichen jüdischen Familien keine Fahrpreisermäßi-
gungen mehr gewährt und allen Juden im „Großdeutschen Reich“, 
also auch in Österreich, die Benutzung von Schlaf- und Speisewagen 
untersagt. Im Herbst 1941 wies Staatssekretär Kleinmann dann  
per Schnellbrief alle Reichsbahndirektionen an, „Juden in Eisen-
bahnen“ nur die Benutzung der 3. Wagenklasse zu erlauben und 
die Einnahme von Sitzplätzen nur dann, wenn diese nicht von 
„deutschen“ Reisenden beansprucht wurden.    
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Lichtinszenierung und Beflaggung 
der Reichsbahndirektion zur Volks-
abstimmung über den „Anschluß 
Österreichs an das Deutsche Reich“, 
April 1938.

Paul Levy mit Tochter  
Susanne, vmtl. Anfang  
der 1930er Jahre.  
(Foto: Slg. Familie Stumpf).

Ludwig Röbe (1880–1959)



Zwangsarbeit unter Lebensgefahr 
 

m Zweiten Weltkrieg (1939-45) spielte die Deutsche Reichsbahn 
an zentraler Stelle eine aktive Rolle bei der Umsetzung der ver-

brecherischen Politik des NS-Unrechtsstaats. Sie führte weit über 
rein militärische Zwecke hinaus. Im Zuge der Angriffskriege Nazi-
Deutschlands transportierte sie Soldaten und Material mit der glei-
chen Zuverlässigkeit an die Front wie mehrere Millionen Menschen, 
u.a. aus Polen und der Sowjetunion, zur Zwangsarbeit ins Deutsche 
Reich und über 20.000 Sinti und Roma und rund drei Millionen 
jüdische Menschen aus ganz Europa in Ghettos und Vernichtungs-
lager „im Osten“. Die Verkehrsanforderungen der Wehrmacht hatten 
auch im Direktionsbezirk Wuppertal stets absoluten Vorrang, und 
sie schränkten den zivilen Personen- und Gütertransport teils 
erheblich ein. 1939 umfasste das dortige Stammpersonal etwa 
27.000 Menschen, von denen kriegsbedingt fast 12.000 eingezogen 
waren. Ersetzt wurden sie vor allem durch den Einsatz von etwa 
9.000 Zwangsarbeiter:innen sowie rund 750 Kriegsgefangenen. 
Mindestens 2.500 von ihnen waren im Stadtgebiet Wuppertal  
eingesetzt und wohnten in Barackenlagern der Reichsbahn, z.B.  
in der Vohwinkler Straße oder in der Straße Zu den Dolinen.  

Die unter Zwang aus ihren Heimatländern verschleppten Menschen 
durften auf den oft tagelangen Fahrten ins Wuppertal nur selten 
die Züge verlassen. Die hygienischen Zustände auf der Fahrt und 
ihre Versorgung mit Wasser und Verpflegung waren erbärmlich. 
Die „Fremdarbeiter“ aus dem besetzten Osteuropa transportierte 
man zumeist in fensterlosen, mit Stroh ausgelegten Güterwaggons. 
Ab 1942 wurden diese so genannten „Russenzüge“ aus logistischen 
Gründen vermehrt zusätzlich für „Judentransporte“ in Richtung 
Osten genutzt. Die Reichsbahndirektion Wuppertal war der größte 
Beschäftigungsbetrieb für Ausländer in der Stadt. Viele der aus 
Polen, der Ukraine oder Weißrussland stammenden Frauen und 
Männer mussten oft harte und manchmal auch extrem gefährliche 
Arbeit leisten, z. B. bei der Wiederherstellung von Gleisan lagen  
oder in Bombenräumkommandos. Andere reinigten Waggons oder 
waren in Ausbesserungswerken beschäftigt. Bei alliierten Luftan-
griffen, die sich bei Kriegsende immer häufiger gegen Bahn anlagen 
richteten, waren die Frauen und Männer besonders gefährdet. So 
kamen bei der Bombardierung Vohwinkels am 1. Januar 1945 29  
bei der Reichsbahn beschäftigte Zwangsarbeiter:innen und Kriegs -
gefangene ums Leben. 
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Bombenräumkommando der Reichs-
bahndirektion Wuppertal 1943/44. 
 
Zwangsarbeiterbaracken im Direktions-
bereich Wuppertal 1943/44.

 
 
Eintrag im Adressbuch Wuppertal 1940.



 

Mit der Reichsbahn in den Tod 
 

eit Oktober 1941 durften alle zu dieser Zeit noch in Deutsch-
land lebenden Juden das Land nicht mehr verlassen. Noch im  

selben Monat ging der erste von insgesamt vier Deportationstrans-
porten aus Wuppertal ab. Sein Ziel war das Ghetto der von den 
Deutschen in Litzmannstadt umbenannten polnischen Stadt Łódź.  
Am 26. Oktober 1941, einem Sonntag, mussten sich 200 jüdische 
Männer, Frauen und Kinder aus Wuppertal, Solingen und Remscheid 
auf dem Bahnhof Steinbeck einfinden. Der jüngste unter ihnen, 
Denny Bernhard, war erst zwei Jahre alt. Die Wuppertaler Gruppe 
mit allein 160 Personen setzte sich aus Akademikern, Kaufleuten, 
Hausangestellten, Handwerkern und Angestellten zusammen. Auf 
Anordnung der Geheimen Staatspolizei (Gestapo) durften sie bis 
max. 100 Reichsmark, Gepäck bis 50kg Gewicht, warme Kleidung, 
Bettzeug und Proviant für acht Tage mitnehmen. Lebensmittelkar-
ten, Sparkassenbücher, Wertsachen und Wohnungsschlüssel mussten 
abgegeben, ihre Wohnungen „besenrein“ hinterlassen werden. Der 
verbliebene Besitz der Deportierten wurde penibel in mehrseitigen 
„Vermögenserklärungen“ erfasst und fiel beim Grenzübertritt an 
den NS-Staat. Zur Täuschung deklarierten die deutschen Täter  
die Deportationen als „Umsiedlung“ oder „Evakuierung zum 
Arbeitseinsatz“.   

S

Mit Personenwagen fuhren die zum Abtransport bestimmten  
Menschen vom Güterbahnhof Steinbeck bis zu dem als Sammellager 
bestimmten Schlachthof am Güterbahnhof Düsseldorf-Derendorf. 
Die von der Reichsbahndirektion Wuppertal zusätzlich angeforder-
ten Waggons hängte man an einen fahrplanmäßig verkehrenden 
Zug an. Nach ihrer Ankunft wurden die „Transportteil nehmer“,  
so die offizielle Bezeichnung, dann noch einmal registriert – und 
dabei nicht selten auch beraubt - und für eine Nacht unter ent-
würdigenden Bedingungen in der Schlachthofhalle eingepfercht. 
Mit einem so genannten Sammeltransport mit insgesamt 1003 
Juden aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf begaben sie sich 
dann am Folgetag auf eine mehrtägige „Reise“ mit ungewissem 
Ausgang.  

In Personenzügen – hier einer auf der 
Strecke zwischen Elberfeld und Barmen 
Ende der 1930er Jahre - wurden die 
Wuppertaler Juden an die Vernichtungs-
orte "im Osten" transportiert.

Der Bahnhof Steinbeck war zwischen 1941 
und 1944 Ausgangspunkt nahezu aller 
Deportationstransporte aus Wuppertal.



uch Beatrice und Max Inow wurden in das „Ghetto Litz-
mannstadt“ deportiert. Ihr Wohnhaus in der Briller Str. 34 

war schon vor ihrer Verschleppung in eine Zwangsunterkunft für 
Juden umfunktioniert worden. Ihre drei Kinder hatte das Ehepaar 
vor Kriegsbeginn 1939 ins sichere Ausland bringen können. Die 
Eltern wollten ebenfalls auswandern, hofften deshalb auf ein  
Wiedersehen und korrespondierten so lange es ging mit der Familie. 
Der Abschiedsbrief von Beatrice Inow an ihre Schwester, geschrie-
ben wenige Tage vor der Deportation, dokumentiert auf erschüt-
ternde Weise eine zwischen Hoffnung und Zuversicht, Ahnung 
und Sorge wechselnde Gefühlssituation:  
 
 
[…] Nächsten Sonntag ziehen wir nach Litzmannstadt (Lodz) um, 
mit vielen Bekannten. Uns ist gesagt worden, dass wir die Aus-
wanderung von dort weiter bearbeiten können. Sobald wir unsere 
neue Adresse haben, schreiben wir Euch. Max sagt, bis zum Som-
mer brauchen wir nicht zu sorgen. Wir sind beide sehr optimi-
stisch […]. Wir haben natürlich jetzt viel Betrieb. Andauernd kom-
men Bekannte, um sich zu verabschieden. Eine große Beruhigung 
für uns ist es, dass wir sofort wieder arbeiten können und so viel 
verdienen werden, wie wir brauchen. Es ist gut, dass ihr, Mutter 
und die Kinder, draußen seid. Seid alle, alle herzlich gegrüßt und 
geküsst. Eure Beatrice 
 
 
Die Realität im Ghetto offenbarte auf brutale Weise, wie sehr das 
Ehepaar Inow und die anderen Deportierten getäuscht worden 
waren. Dort lebten auf etwa vier Quadratkilometern zeitweise bis 
zu 160.000 Menschen zusammen. Sie mussten Zwangsarbeit leisten 
und litten unter Hunger und mangelnder medizinischer Versorgung. 
Ab Ende 1941 fanden regelmäßig so genannte „Aussiedlungsak-
tionen“ statt. Ältere und entkräftete Jüdinnen und Juden wurden 
dabei „aussortiert“ und in der provisorisch installierten Vernichtungs-

stätte Chelmno (Kulmhof) 
ermordet. Mit großer  
Wahrscheinlichkeit sind  
bei einer solchen „Aktion“ 
auch Beatrice und Max 
Inow getötet worden.  
Niemand der am 26. Okto-
ber 1941 aus Wuppertal 
deportierten Menschen  
hat das Ghetto überlebt.  
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Alle Zuversicht  
vergeblich: Beatrice 
(1887–1942) und Max 
Inow (1877–1942).

Seite 1 der Deportationsliste des 
ersten Transports mit Jüdinnen und 
Juden aus Wuppertal.

Die Zwillinge Hans und Werner 
Jacob (geb. 1924) aus Elberfeld 
wurden im November 1941 mit 
ihren Eltern nach Minsk deportiert 
und dort ermordet.



Ab 400 Personen Mengenrabatt  
 

is Mitte 1942 gab es noch drei weitere Deportationen  
aus dem bergischen Städtedreieck in Richtung Osten: am 

10.11.1941 nach Minsk in Weißrussland (mit 244 Menschen), am 
21. April 1942 nach Izbica in Ostpolen (mit 64 Menschen) und 
am 20. Juli 1942 nach Theresienstadt bei Prag (mit 247 Menschen). 
Zu ihrer Vorbereitung kooperierte die regional federführende 
Gestapo-Leitstelle in Düsseldorf stets mit der zuständigen 
Reichsbahndirektion Wuppertal, z.B. bei der Fahrplanabstimmung 
und der Bestellung von „Wagenmaterial“. Befördert wurden die 
jüdischen Männer, Frauen und Kinder wegen des kriegsbedingten 
Mangels an Güterwagen ganz überwiegend mit Personenzügen.  

Auftraggeber der „Judentransporte“ war das von dem gebürtigen 
Solinger Adolf Eichmann geleitete Referat IVB4 im Reichssicher-
heitshauptamt (RSHA) in Berlin. Die Reichsbahn rechnete die 
Transporte nach ihren Vorschriften als „Gesellschaftssonderzüge“ 
ab. Als Grundpreis galt der Personentarif für die 3. Klasse: vier 
Pfennig pro Kilometer. Ab 400 Personen wurde Mengenrabatt 
gewährt. Kinder unter vier Jahren fuhren kostenlos. Die Rechnung 
für die Sammeltransporte beglich das RSHA dann von jenem 
„Sonderkonto W“, auf das die deportierten Juden zuvor ihr restli-
ches Barvermögen hatten einzahlen müssen. Die Deportationen 
der Juden fanden stets bei Tag und in aller Öffentlichkeit statt. 
Sie waren ein arbeitsteilig organisierter bürokratischer „Vorgang“ 
mit vielen Akteuren: Meldeamt, Gestapo, Reichsbahn, Arbeitsamt, 
Finanz- und Zollbehörden, Sparkassen und Banken. Profitiert 
haben von den Deportationen nicht nur zahlreiche deutsche 
„Volksgenossen“, sondern auch Wohlfahrtseinrichtungen, Schulen 
und Parteiorganisationen. Sie nahmen das zurückgelassene Hab- 
und Gut in Besitz, u.a. bei öffentlichen Versteigerungen, und 
wurden so zu Nutznießern einer in der Geschichte präzedenzlosen 
staatlichen Beraubungs- und Mordaktion. Mit der Reichsbahn sind 
im März 1943 auch mindestens 202 Sinti und Roma, darunter 
103 Kinder im Alter bis 15 Jahren, aus Wuppertal, Remscheid 
und Solingen mit gedeckten Güterwagen in das Vernichtungs-
lager Auschwitz-Birkenau deportiert worden. Zu ihnen gehörten 
Katharina und Oskar Franz aus Barmen, die am 3. März 1943 
mit ihren sechs Kindern verschleppt worden waren. Nur Kathari-
na Franz hat diesen Transport überlebt. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg musste sich kein Angehöriger der 
Reichsbahn wegen seiner Mitwirkung bei NS-Verbrechen verant-
worten. Nur einer wurde angeklagt, wegen Beihilfe zum Mord: 
Albert Ganzenmüller, von 1942 an Stellvertreter J. Dorpmüllers 
und Staatssekretär im Reichsverkehrsministerium. Das Verfahren 
gegen ihn wurde 1973 eingestellt. Nachforschungen über die Rolle 
der Reichsbahn im NS-Staat begannen erst in den 1980er Jahren. 

B
Die gut eingespielte Kooperation von regionaler Gestapo 
und Reichsbahndirektion Wuppertal bezeugt ein  
Dokument im Zusammenhang der Deportation in das 
Transitghetto Izbica bei Lublin am 22. April 1942.  
 
„Mit der Reichsbahndirektion Wuppertal habe ich am 
16. und 17.4.42 Rücksprache wegen der Gestellung 
des Transportzuges von Düsseldorf nach dem Osten  
genommen. Der vorgesehene Zug, der als Russenzug 
nach Köln gehen sollte und auf der Rückfahrt 1000  
Juden nach dem Osten transportieren sollte, ist noch 
nicht von Brest abgegangen. Ein Russenzug wird nun 
mit Zustimmung der Hauptverwaltung der Reichsbahn 
für den Transport gestellt. Nach den aufgestellten Fahr-
plänen laufen die Züge nach Izbica. […]. Der Zug läuft 
am 20. nach vollständiger Reinigung und Entlausung 
in Düsseldorf ein. Er hat 20 Personenwagen. […]. Für 
den Transport der 70 Juden von Wuppertal nach De-
rendorf wird der Pz 286 ab Steinbeck 14,39 um einen 
4-achsigen Wagen verstärkt. Ankunft in Düsseldorf-Hbf 
15,20. (Außendienststelle Wuppertal ist verständigt). 
Waldbillig, Polizei-Assistent“ (LA NRW, Abt. Rhld., RW 58, Bl. 60)  

 
Noch kurz vor dieser Deporta-
tion protestierten vier Mütter 
aus Wuppertal, Olga Kesting, 
Emma Kurek, Änne Baum und 
Käthe Lewin an höchster Stelle 
gegen den Abtransport ihrer 
Kinder Michael, Edith, Irmgard 
und Jutta. Das RSHA in Berlin 
reagierte umgehend und drohte 
den Müttern mit „staatspolizeili-
cher Gewalt“ bei weiteren Prote-
sten. Ihre Kinder haben den 
Transport nach Izbica nicht 
überlebt.  

û

Jutta Lewin (1917–1942)



Wiederaufbau aus Ruinen 
 

m April 1945 befreiten amerikanische Soldaten Wuppertal vom 
Nationalsozialismus. Die tägliche Existenzsicherung und der schon 

bald allerorten einsetzende Wiederaufbau boten vielen Deutschen 
eine willkommene Gelegenheit, die verbrecherischen Dimensionen 
des NS-Regimes auszublenden und sich häufig selbst als die Haupt-
opfer des Krieges wahrzunehmen. Seit Juni 1945 stand Wuppertal 
nach der Einteilung Deutschlands in alliierte Besatzungszonen 
unter britischer Militärverwaltung, die auch den Weiterbetrieb der 
Eisenbahnen kontrollierte. Nach der Gründung der Bundesrepublik 
im September 1949 wurde aus der „Reichsbahn“ die „Deutsche Bun-
desbahn“. Seit Ende 1951 firmierte die hiesige Behörde dann offi-
ziell als „Bundesbahndirektion Wuppertal“. Ihr erster Präsident Max 
Jacobshagen, im Krieg Leiter der Reichsbahnverkehrsdirektion Kiew, 
amtierte bereits seit 1945. 

Der Weiterbetrieb der Eisenbahn bei Kriegsende im Mai 1945 gestal-
tete sich unter extrem schwierigen Bedingungen. Von den rund 
24.000 Beschäftigten der Direktion Wuppertal wurden im Zuge der 
alliierten Entnazifizierungsmaßnahmen 562 Mitarbeitende wegen 
ihrer Mitgliedschaft in NS-Organisationen entlassen. Größere Probleme 
bereitete die erforderliche Wiederherstellung einer funktionierenden 
Infrastruktur. Obwohl auf der Talstrecke schon wieder Züge fuhren, 
bot sich im Direktionsbezirk Wuppertal bei Gleisanlagen, Bahnhöfen, 
Empfangsgebäuden, Stellwerken, Brücken, Tunneln sowie Wagen- 
und Güterschuppen das Bild eines riesigen Trümmerfelds. Der Groß-
teil der beschädigten Brücken war jedoch nicht von alliierten Flieger-
bomben zerstört, sondern von deutschen Soldaten auf dem Rück-
zug in die Luft gesprengt worden. Erheblich dezimiert war auch der 
Bestand an „rollendem Material“, also Zugwaggons. Das erschwerte 
die Bewältigung des Personenverkehrs, der durch die Rückkehr  
von Kriegsheimkehrern, Flüchtlingen aus den einstigen deutschen 
Ostgebieten und den vielen so genannten „Hamsterfahrten“ ins 
Umland zur Beschaffung von Lebensmitteln rapide angestiegen war. 
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Stark kriegsbeschädigt war aber auch das Direktionsgebäude selbst. 
Das Dach und das Innere des Kernbaus von 1875 wurden bei der 
Bombardierung Elberfelds im Juni 1943 fast vollständig zerstört. 
Noch während des Krieges konnte der Westteil des Gebäudes wie-
der notdürftig hergerichtet werden. Eine vollständige Schadensbe-
seitigung war aber erst nach Kriegsende möglich. So wurden etwa 
weite Teile der Dachlandschaft um ein Geschoss mit verminderter 
Deckenhöhe aufgestockt und der einst repräsentative Festsaal im 
ersten Stock in einen schmucklosen Sitzungsraum und das vormals 
mit Säulen ausgestattete (östliche) Hauptfoyer in einen nüchtern-
funktionalen Eingangsbereich umgewandelt. Die (auch materialbe-
dingt) an Zweckmäßigkeit und Einfachheit orientierte Wiederherstel-
lung war 1949 abgeschlossen, pünktlich zum 100. Jahrestag der 
Gründung der Eisenbahndirektion Elberfeld im Oktober 1950. Man 
feierte das Jubiläum – allerdings in der Historischen Stadthalle – 
mit einem großen Festakt und viel hochrangiger (und ausnahmslos 
männlicher) Prominenz aus Gesellschaft, Politik und Wirtschaft.  
Hervorgehoben wurde in allen Reden stets auch die herausragende 
Bedeutung des Wuppertals für die Entwicklung des Eisenbahnwe-
sens in Deutschland. Über den zurückliegenden Krieg und die fatale 
Rolle der „Reichsbahn“ im NS-Staat verlor man damals kein Wort. 
Dafür fehlte das Bewusstsein, vor allem wohl aber der ernsthafte 
Wille der anwesenden Festgesellschaft, sich selbstkritisch mit der 
jüngsten Vergangenheit auseinanderzusetzen. 

Schadensbeseitigung am Südwest-
trakt des Direktionsgebäudes,  
vmtl. im Sommer 1943.

Im Kampf gegen die Hungersnot: 
„Hamsterfahrt“ von Wuppertal  
nach Köln 1946/47
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Bahndirektion ohne Zukunft  
 
 

as beim Jubiläum 1950 wohl niemand ahnte: Für die Bundes-
bahndirektion Wuppertal zerschlugen sich noch vor Ende der 

„Wirtschaftswunderjahre“ alle Hoffnungen auf einen Zuwachs an 
Bedeutung als regionales Verwaltungszentrum. Bereits 1958 gab  
es im DB-Vorstand erste „Gedanken zur wirtschaftlichen Gesundung 
der Deutschen Bundesbahn“. Die Gründe dafür waren Rentabilitäts-
erwartungen der Politik und ein scharfer Wettbewerb zwischen  
Straße und Schiene mit dramatischen Folgen bei der Personenbe-
förderung der Bahn. Dem Zeitgeist der beginnenden 1960er Jahre 
erschien das Auto als die Verkörperung von Freiheit, Unabhängig-
keit und Individualität. Auch Wuppertal war davon erfasst. Anschau-
lich machte das der 1965 vollendete große Umbau des Döppers-
bergs zum Verkehrsknotenpunkt. Er wurde nachgerade das Sinnbild 
einer gewollt autogerechten Stadtplanung. Zudem sorgten die im 
Jahr 1959 immer noch auf acht Milliarden DM bezifferten Kriegs-
schäden bei der Bundesbahn für finanziell schwierige Verhältnisse. 
Als Maßnahmen einer wohl auch überfälligen Rationalisierung und 
Modernisierung plante der damalige Bahnvorstand u.a., unausgela-
stete Dienststellen zu schließen und einige der insgesamt 16 Bundes-
bahndirektionen aufzulösen.  

Seit 1966 kursierten erste Überlegungen zur Auflösung der Direktion 
Wuppertal mit ihren 1500 Beschäftigten. Das Argument: Wuppertal 
liege zwischen den regionalen Direktionen Köln und Essen „zu 
exzentrisch und abseits von den [wirtschaftlich relevanten] Schwer-
punkten“. Das alarmierte die Stadt, denn ihr drohte durch den 
Abzug eine dauerhafte Gefährdung ihrer ökonomischen Weiterent-
wicklung, von der sich Wuppertal „möglicherweise nie ganz erholen 
würde.“ Die Verwaltung legte noch im September 1966 eine  
Denkschrift vor, in der sie für eine modernisierte Regionaldirektion 
Wuppertal u.a. den Bau eines DB-Verwaltungshochhauses für 400 
Bedienstete vis-à-vis des historischen Direktionsbaus anregte. Der 
Stadtrat protestierte gegen die Auflösungspläne mit eindringlichen 
Appellen an die Landesregierung. Für die SPD-Fraktion meldete sich 
damals Johannes Rau zu Wort und bat darum, sein Engagement 
nicht „als Ausdruck des üblichen Lokalpatriotismus“ misszuverstehen. 
Wuppertals Gegenwehr blieb folgenlos. Im August 1968 schlug der 
DB-Verwaltungsrat offiziell die Auflösung der Bundesbahndirektion 
Wuppertal vor. Ende 1974 war sie vollständig abgeschlossen. Ihre 
Aufgaben übernahmen die Direktionen Köln und Essen. Die Deutsche 
Bundesbahn blieb Eigentümerin des Riesengebäudes und nutzte es 
zunächst als Sitz ihrer Sozialverwaltung West, ab 1994, nach ihrer 
Umwandlung in die Deutsche Bahn AG, als Dienststelle für Sozial-
angelegenheiten, u.a. der Krankenversorgung ihrer Beamten und 
Beamtinnen. Seit 2008 gehört die Immobilie zur Clees Unternehmens-
gruppe. 

 

In den 1960er Jahren erhielt das Ein-
gangsportal der Bundesbahndirektion 
eine Freitreppe, deren Seitenwangen 
seit 1967 zwei schreitende Bronze-
löwen zierten. Beim großen Umbau  
am Döppersberg ab 2010 wurden sie  
in Sicherheit gebracht und bis zur  
fest versprochenen Wiederaufstellung 
durch betongefüllte Kunststofflöwen  
in Silber ersetzt. Die von der Stadt in 
Auftrag gegebenen Bronzelöwen von 
1967 waren Nachbildungen, die 1833 
nach dem Modell des bedeutenden  
klassizistischen Bildhauers Christian 
Daniel Rauch geformt wurden. Sie 
posierten ursprünglich vor dem eins-
tigen Rathaus Elberfeld, dem heutigen 
Von der Heydt-Museum. Im Zweiten 
Weltkrieg wurde ein Löwe leicht be schä-
digt, ein anderer nach 1945 bei einer 
Demontage irreparabel zerstört. Der 
‚überlebende‘ Löwe ist später restauriert 
worden und steht seit 1994 auf dem 
Willy-Brandt-Platz – sehr zur Freude 
kletterlustiger Kinder.  
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Vision „Autogerechte Stadt“: Der 
Döppersberg nach dem Umbau in 
den 1960er Jahren.

Sehnsüchtig zurückerwartet: Einer der  
1967 aufgestellten Bronzelöwen. 



 

Lebendiges Stadthaus 

 
ach dem gründlichen Umbau des historischen Direktionsge-
bäudes ist von der dort jahrzehntelang herrschenden und 

zuweilen auch etwas behäbig anmutenden Behördenatmosphäre 
nichts mehr zu spüren. Den staatlichen Verwaltungsbau mit seinen 
einschüchternd langen Fluren und den unzähligen Büros gibt es 
nicht mehr. Im Inneren des Architekturdenkmals dominieren nun 
im Zusammenspiel mit der historischen Bausubstanz so genannte 
„Multi-Space-Flächen“: helle Aufenthaltszonen, Servicetheken, 
Schalterbereiche und offene Arbeitsräume mit geteilten Schreib-
tischen („desk sharing“), die als „Marktplätze“ für die Beschäftigten 
konzipiert wurden.  

Mit der Umwandlung in ein barrierefreies und zukunftsorientiertes 
Dienstleistungszentrum als neuem Stadthaus gewinnt Wuppertal 
einen weiteren urbanen Mittelpunkt. Der kommunalpolitischen 
Vision einer Belebung der Innenstadt ist man damit ein gutes 
Stück näher gerückt. So werden dort rund 1000 Beschäftigte der 
Stadtverwaltung (u.a. Jugend-, Sozial- und Einwohnermeldeamt) 
und des Jobcenters einziehen. Dazu kommen die Bürgerinnen und 
Bürger, die die Angebote nutzen und am „Döppersberg 41“ ein- und 
ausgehen werden. Nicht zu vergessen die Universitäts-Angehörigen 
aus allen Statusgruppen, vornehmlich des Instituts für Bildungs-
forschung (IfB). Mehr Vielfalt und Lebendigkeit auf dem Bahnhofs- 
areal am Döppersberg, dem Tor zur Stadt, geht kaum.  

„Neue Arbeitswelten": Handskizzen aus der Entwurfsphase 
für die Schalterhalle Ost und Büroflächen im 1. OG. 
 
 
Baustellen 2023: Flure und Etagen wurden unter Erhalt 
bauzeitlicher Elemente durchgreifend umgestaltet.  
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Von der Preußischen Staats-
behörde zum neuen Stadthaus 

Die Bundesbahn- 
direktion Wuppertal 
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Demokratie am Döppersberg:  Großdemo gegen Rechtsextremismus am 20. Januar 2024.


